
Die deutschen Werktätigen begrüßten den Rapallo-Vertrag
Die überwiegende Mehrheit des deutschen Volkes, vor 

allem die deutschen Arbeiter, begrüßten damals den ernten 
amtlichen Schritt zu einer Zusammenarbeit mit den 
Sowjetvölkern. Reichskanzler Dr. Joseph Wirth gab dem 
Vertrag von Rapallo vor dem Reichstag folgende hohe 
Einschätzung: „Wer den Rapallo-Vertrag sorgfältig und 
ohne Voreingenommenheit durchliest, muß gestehen, daß 
der Vertrag von Rapallo ein ehrliches, aufrichtiges Frie­
denswerk ist. Er ist im gewissen Sinne ein vorbildlicher 
Friedens vertrag. Dieser Vertrag ist bei den Arbeitern 
der ganzen Welt als erstes wahres Friedenswerk nach der 
großen Katastrophe erkannt und gewürdigt worden.“ Im 
Berliner Lustgarten, dem heutigen Marx-Engels-Platz, 
demonstrierten am 20. April 1922 über 150 000 Arbeiter 
für den Vertrag von Rapallo, für die freundschaftliche 
Zusammenarbeit mit der Sowjetunion. „Die deutsche 
Arbeiterklasse muß alles unternehmen“, erklärte Genosse 
Wilhelm Pieck auf dieser Kundgebung, „um Leben in 
diesen papiernen Vertrag zu bringen. Das bedeutet, daß es 
in den Gewerkschaften und Betrieben erreicht werden 
muß, daß Rußland wirklich wirtschaftliche Hilfe be- 

- kommt“ („Rote Fahne“ vom 21. April 1922).
Die deutschen Arbeiter begrüßten den deutsch-sowjeti­

schen Vertrag nicht wegen des Geschäftes, wie das ein 
Teil der bürgerlichen Politiker tat. Mit der Billigung des 
Vertrages von Rapallo erklärte die deutsche Arbeiterklasse 
ihre Sympathie zum ersten Arbeiter- und Bauernstaat der 
Welt von neuem. Die deutschen Arbeiter suchten die 
Freundschaft mit der Sowjetrepublik, weil sie darin mit 
Recht den Ausweg aus dem wirtschaftlichen Elend und 
aus der politischen Einsamkeit erblickten. Bereits im 
Januar 1921 hatte Genossin Clara Zetkin im Reichstag 
dem deutschen Proletariat ein Bild seiner Zukunft ge­
zeichnet, die ihm bevorsteht, wenn es sich nicht gegen die 
Versklavung durch die imperialistischen Mächte wehren 
würde.

„Die französische und deutsche Bourgeoisie werden sich 
als Herr und Aufseher friedlich einigen, werden aus den 
breiten Massen der Werktätigen gewaltige Geldsummen 
herauspressen“ sagte Genossin Clara Zetkin. „Deutsch­
land soll eine gewaltige Ausbeutungssphäre für den bank­
rotten französischen Kapitalismus werden — und noch 
mehr: L a n d s k n e c h t e  d e r  E n t e n t e  g e g e n  S o ­
w j e t r u ß l a n d  und gegen das deutsche Proletariat 
selbst. Die deutschen Volksmassen“, erklärte Clara Zet­
kin weiter, „können der sie bedrohenden Zukunft in dem 
Falle entgehen, daß sie sich auf das engste an Sowjet­
rußland anschließen.“ Wenn man zur französischen und 
deutschen Bourgeoisie noch die amerikanischen und briti­
schen Imperialisten hinzusetzt, dann ist diese Warnung 
unserer Genossin Clara Zetkin durchaus ein aktueller 
Aufruf an unsere Brüder und Schwestern, vor allem an 
die Arbeiter in Westdeutschland.

Die deutsche Arbeiterklasse, geführt von der Kommu­
nistischen Partei Deutschlands, verlangte immer wieder 
die Anerkennung der Sowjetrepublik und die enge Zu­
sammenarbeit mit ihr. Durch eine aktive und selbstän­
dige Politik im Osten würde Deutschland aus einem Ob­
jekt der Weltpolitik in ihr handelndes Subjekt verwan­
delt werden. „Solch eine Politik, die sich auf die Anerken­
nung der Sowjetregierung stützt, würde die Entente 
zwingen, mit Deutschland zu rechnen und die ihm auf­
erlegten Lasten zu verringern“.

(Aus der Erklärung der Reichstagsfraktion der Kommunisti­
schen Partei Deutschlands, die am 30. März 1922 abgegeben wurde)

Die rechtssozialistischen Führer als Feinde jeder 
Zusammenarbeit mit der Sowjetunion

Als entschiedene Gegner des Vertrages von Rapallo 
und eine Zusammenarbeit mit der Sowjetrepublik traten 
vor allem die rechten Führer der SPD und der Gewerk­
schaften auf. Das Studium des Standpunktes der rechten 
Führung der deutschen Sozialdemokratie zum Vertrag 
von Rapallo hat nicht nur für das Studium der Geschichte 
der deutsch-sowjetischen Beziehungen eine große Be­
deutung. Aus diesem Studium erhalten wir wesentliche 
Aufschlüsse über die Politik der rechten SPD-Führung 
in der Weimarer Republik und über ihre heutige Politik 
in dem Kampf um die Einheit Deutschlands und den Ab­
schluß eines Friedensvertrages mit Gesamtdeutschland.

Auch das Verhältnis der rechten SPD-Führung zum 
Vertrag von Rapallo zeigt eindeutig ihre arbeiterfeind­
liche Politik. Durch die Große Sozialistische Oktober­
revolution wurde auch die deutsche Sozialdemokratie, 
wie alle anderen Parteien der II. Internationale gezwun­
gen, offen Farbe zu bekennen. Auch auf die deutsche 
Sozialdemokratie trafen die Worte von J. W. Stalin zu: 
„Längst mit dem Geiste des Marxismus gebrochen, war 
die Sozialdemokratie auch gezwungen, mit der Flagge des 
Marxismus zu brechen, stellte sie sich offen und unzwei­
deutig gegen das Kind des Marxismus, gegen die Oktober­
revolution.“ Diese Charakteristik der Politik der II. oppor­
tunistischen Internationale, die J. W. Stalin im Jahre 1927 
abgab, erklärte, warum die rechte Führung der SPD und 
der Gewerkschaften immer in der vordersten Front der 
Antisowjethetze stand und steht.

Die antimarxistische Politik der SPD-Führung fand 
nach der Novemberrevolution 1918 ihren Niederschlag in 
dem neuen Parteiprogramm der SPD, das im September 
1921 auf dem Parteitag in Görlitz beschlossen wurde. Darin 
wurde festgelegt, daß die SPD in ihrer Politik nicht von 
der These Lenins ausgehen dürfe, daß der Imperialismus 
der sterbende Kapitalismus sei, sondern von der ent­
gegengesetzten These, nämlich, daß der Kapitalismus 
immer stabiler werde. Diese und alle ähnlichen Betrach­
tungen des Erzopportundsmus wurden aus dem Bestreben 
geboren, den Kapitalismus in Deutschland zu retten, die 
Politik der Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie und des 
Kampfes gegen das revolutionäre Proletariat zu recht- 
fertigen, der Orientierung auf den Imperialismus und des 
Hasses gegen das Sowjetsystem zu dienen.

Weil nun aber, wie der „Vorwärts“ vom 25. April 1922 
eingestehen mußte, „der Rapallo-Vertrag infolge seiner 
Ziele und seines Inhalts von der Arbeiterklasse mit Sym­
pathie aufgenommen wurde“, war der damalige Vorsit­
zende der SPD, Hermann Müller, im Reichstag gezwungen, 
sich offiziell mit der Unterzeichnung des Vertrages von 
Rapallo zu „solidarisieren“! Die Führer der SPD arbeite­
ten trotzdem auf jede Weise gegen die Rapallo-Politik. Ein 
charakteristisches Beispiel dieser doppelzüngigen Politik 
der SPD-Führung war die Reaktion des damaligen 
Reichspräsidenten Ebert auf den Abschluß des Vertrages 
mit der Sowjetrepublik. Im Tagebuch des Viscount 
d’Abernon, der zu dieser Zeit englischer Botschafter in 
Berlin war, wird einige Male auf die große Unzufrieden­
heit Eberts und anderer SPD-Führer über den Abschluß 
des Vertrages von Rapallo hingewiesen. Am 4. Mai 1922 
machte d’Abernon folgende Eintragung: „Es scheint, als 
ob Reichspräsident Ebert sich immer noch nicht mit dem 
Rapallo-Vertrag- versöhnt hat. Er ist der Meinung, daß 
der Abschluß des Vertrages ebenso unvernünftig wie un-
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